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Änderung von Festsetzungen des Bebauungsplanes

„Hardenbergstraße/Heinrich-Lemberg-Straße – T 5

(Verfahrensbezeichnung: T 5 /I)“

Stadtbezirk: I

Gemarkung: Heißen

Begründung

Verfahrensstand: Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB)  in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 23.9.2004 (BGBl I S. 2414), zuletzt ge-

ändert durch Gesetz vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585)
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Begründung

Zur Änderung von Festsetzungen des Bebauungsplanes

„Hardenbergstraße/Heinrich-Lemberg-Straße – T 5

(Verfahrensbezeichnung: T 5/I)“

Das Änderungsgebiet liegt im Geltungsbereich des seit dem 14.08.1992 rechtskräftigen Be-

bauungsplanes „Hardenbergstraße/Heinrich-Lemberg-Straße – T 5“. Der zu ändernde Bereich

liegt im Westen des Plangebietes im Kreuzungsbereich der Hardenbergstraße und der Straße

An der Seilfahrt. Festgesetzt ist eine „Fläche für den Gemeinbedarf – Post (Fernmeldevermitt-

lungsstelle)“ mit einer eingeschossig überbaubaren Fläche.

Im Regionalen Flächennutzungsplan (RFNP) für die Planungsgemeinschaft der Städteregion

Ruhr vom 03.05.2010 wird der Bereich als gemischte Baufläche dargestellt

Anlass und Ziel des Bebauungsplanes

Für das Grundstück Hardenbergstraße 70 (Gemarkung Heißen, Flur 4, Flurstücke 458, 311 und

312) sind die Festsetzungen des Bebauungsplanes „Hardenbergstraße/Heinrich-Lemberg-

Straße – T 5“ vom 14.08.1992 rechtsverbindlich.

Unterhalb der Geländeoberfläche befindet sich eine Bunkeranlage, die von der Post AG bis in

die 1990er Jahre als Fernmeldeeinrichtung und Lagerfläche genutzt wurde. Die Post AG hat die

Fernmeldeeinrichtung zwischenzeitlich aufgegeben und das Grundstück an eine Privatperson

veräußert. Der neue Grundstückseigentümer möchte die Bunkeranlage zu Wohnzwecken nut-

zen. Um die planungsrechtlichen Voraussetzungen einer adäquaten Nutzungsänderung zu er-

möglichen, ist die Änderung des rechtsverbindlichen Bebauungsplan "Hardenbergstraße/ Hein-

rich Lembergstraße - T5" erforderlich.

1. Art der baulichen Nutzung

Aufgrund der großmaßstäblichen Darstellung des RFNP ist der Bereich, in dem auch Teile des

Bebauungsplanes „Hardenbergstraße/Heinrich-Lemberg-Straße - T 5“ liegen, als gemischte

Baufläche dargestellt. Der rechtskräftige Bebauungsplan T 5 setzt entlang der Hardenbergstra-

ße ein WA fest. Ziel des Bebauungsplanes ist es eine Verdichtung des Wohnungsbaues in den

Randbereichen des Ortskernes Heißen zu ermöglichen. Die bestehende Wohnbebauung entlang

der Hardenbergstraße wird mit entsprechenden Erweiterungsmöglichkeiten gesichert. Unter

Berücksichtigung einer sinnvollen Anschlussnutzung für die Bunkeranlage wurde der Ände-
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rungsbereich als ein Allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt. Dies lässt sich aus den groß-

maßstäblichen Darstellungen des RFNP entwickeln.

Die Festsetzung trägt darüberhinaus dazu bei, dass zum angrenzenden Wohngebiet an der

Hardenbergstraße eine sinnvolle Funktionsabstimmung entsteht.

2. Maß der baulichen Nutzung überbaubare Grundstücksflächen

Die bisher im Bebauungsplan festgesetzten überbaubaren Flächen stimmen nicht mit dem tat-

sächlichen Bestand der ehemaligen Bunkeranlage überein. Zum Zeitpunkt der Planaufstellung

Ende der achtziger Jahre des vergangenen Jahrhunderts waren Informationen über die wirkli-

che Nutzung und ein Aufmaß des Bunkers unter nationalen Sicherheits- und Verteidigungsas-

pekten nicht ermittelbar. Ohne Beachtung des Bestandes wurde daher, in Abstimmung mit der

Bundespost als Eigentümerin, eine überbaubare Fläche mit eingeschossiger Bauweise festge-

legt. Diese Festsetzung ist heute überholt.

Nach Wegfall der Sicherheits- und Verteidigungsaspekte ist die tatsächliche Lage des unterirdi-

schen Bunkers zwischenzeitlich bekannt. Auf dieser Grundlage wird die überbaubare Fläche

dem baulichen Bestand entsprechend festgesetzt.

Die Festsetzung der überbaubaren Flächen und der Grundflächenzahl (GRZ) erfolgt nach den

Bestimmungen der Baunutzungsverordnung (BauNVO). Bei der GRZ wurde der Höchstwert für

ein WA-Baugebiet § 17 BauNVO eingehalten.

In dem mit A bezeichneten Teil der überbaubaren Flächen befindet sich die unterirdische Bun-

keranlage. Daher wird auf eine Festsetzung der Geschossigkeit in diesem Teilbereich verzich-

tet. Es handelt sich um eine bauliche Anlage unterhalb der Geländeoberfläche.

In dem mit B bezeichneten Teil der überbaubaren Flächen befindet sich ein aufstehender Ein-

gangsbereich mit Treppenanlage. Für diesen Teilbereich wird eine eingeschossige Bauweise mit

einer maximalen Traufhöhe von 4,0 m, bezogen auf den im Plangebiet festgesetzten Höhenbe-

zugspunkt von 98,8 Meter über NHN festgesetzt . Die Reglementierung erfolgt, damit das ein-

geschossige Eingangsbauwerk nicht übermäßig in Erscheinung tritt.

Durch die Teiländerung des Bebauungsplanes werden weder die ursprünglichen Ziele der Pla-

nung berührt noch sind Auswirkungen auf die Umgebung zu erwarten.

Die übrigen Festsetzungen des Bebauungsplanes „Hardenbergstraße/Heinrich Lemberg-Straße

– T 5" gelten auch weiterhin für den Änderungsbereich.
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3. Planungsalternativen

In Bezug auf die angestrebte Nutzungsänderung sowie eine verträgliche Funktionsabstimmung

zur angrenzenden Wohnbebauung an der Hardenbergstraße gibt es keine städtebaulich sinn-

volle Planungsalternative.

In seiner Sitzung am 15.12.2009 hat der Planungsausschuss die Verwaltung aufgefordert, ein

Änderungsverfahren für den Bebauungsplan „Hardenbergstraße/Heinrich-Lemberg-Straße - T 5

(Verfahrensbezeichnung: T 5/I)“ zu Gunsten einer neuen Nutzung (Wohnen) der Bunkeranlage

vorzubereiten.

4. Darstellung der Umweltbelange

Durch den Bebauungsplan werden weder Eingriffe in Natur und Landschaft vorbereitet, noch

die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglich-

keitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach

Landesrecht unterliegen, vorbereitet oder begründet (die künftig oberirdischbebaubare Fläche

bleibt hinter den bisherigen Festsetzungen deutlich zurück). Zudem bestehen keine Anhalts-

punkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB genannten Schutzgüter.

Negative Umweltauswirkungen sind durch die Aufstellung des Bebauungsplanes „Hardenberg-

straße/ Heinrich Lembergstraße - T5/I" nicht zu erwarten. Dementsprechend wird auch von

einer Umweltprüfung abgesehen.

Im nachfolgenden bauordnungsrechtlichen Genehmigungsverfahren ist der Nachweis der Min-

destanforderungen an ein gesundes Wohnen und die Einhaltung der sonstigen Vorschriften der

BauO NRW durch den Grundstückseigentümer zu erbringen.






